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Empfehlungen zur Anwendung der Neuregelungen zum 

Arbeitsmarktzugang von Personen mit Aufenthaltsgestattung und 

Duldung im Zuge der Umsetzung des Gemeinsamen Europäischen 

Asylsystems (GEAS) 

03. August 2026 

 

Die Änderungen des Arbeitsmarktzugangs im Zuge der GEAS-Reform werfen verschiedene Ausle-

gungsfragen auf. Auf Grundlage der Erfahrungen der WIR-Netzwerke und ihrer Vorgängerpro-

gramme haben die Autor*innen Empfehlungen erarbeitet. Sie sollen eine unionsrechtskonforme 

und integrationsfördernde Anwendung der neuen Regelungen unterstützen. Die Empfehlungen die-

nen als fachliche Orientierung, z. B. für die Ausgestaltung von Ländererlassen. Sie geben nicht die 

Rechtsauffassung des BMAS oder der Europäischen Union wieder. 

 

I. Personen mit Aufenthaltsgestattung 

1. Zu § 61 Abs. 1 Satz 4 AsylG – Mitwirkungspflichtverletzungen 

Die Versagung einer Beschäftigungserlaubnis wegen Mitwirkungspflichtverletzungen setzt voraus, 

dass der Ausländerbehörde konkrete Anhaltspunkte für eine wiederholte oder erhebliche und 

unentschuldigte Verletzung von Mitwirkungspflichten im Asylverfahren vorliegen.  

Die Erheblichkeit der Pflichtverletzung im konkreten Einzelfall ist substantiiert zu begründen. Eine 

bloße Wiedergabe des Gesetzeswortlautes genügt dem nicht.  

Ob die Pflichtverletzung unentschuldigt ist, ist von Amts wegen zu prüfen. 

Bei der Anwendung der Vorschrift sind die unionsrechtlichen Vorgaben des Art. 17 Abs. 1 der 

Richtlinie (EU) 2024/1346 zu beachten. Danach kann der Zugang zum Arbeitsmarkt wegen 

Mitwirkungspflichtverletzungen nur versagt werden, wenn die jeweilige Pflichtverletzung ursächlich 

für eine Verzögerung des Verfahrens geworden ist: Die in Art. 17 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 

2024/1346 vorgesehene Voraussetzung der Verursachung einer Verfahrensverzögerung wurde in  

§ 61 Abs. 1 Satz 4 AsylG nicht ausdrücklich übernommen. Die Vorschrift ist daher 

unionsrechtskonform dahingehend auszulegen, dass eine Versagung der Beschäftigungserlaubnis 

nur in Betracht kommt, wenn zwischen der wiederholten oder erheblichen und unentschuldigten 

Mitwirkungspflichtverletzung und einer Verzögerung des Asylverfahrens ein ursächlicher 

Zusammenhang besteht. 
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Die Kausalität zwischen Mitwirkungspflichtverletzung und Verfahrensverzögerung ist im Einzelfall 

zu prüfen und zu dokumentieren.  

 

2. Zu § 61 Abs. 1 Satz 5 AsylG – Beschleunigtes Verfahren 

Der Ausschluss vom Arbeitsmarktzugang aufgrund der Durchführung eines beschleunigten 

Verfahrens gilt nur für die Dauer dieses Verfahrens. Das beschleunigte Verfahren endet mit der 

Entscheidung des BAMFs über den Asylantrag.  

Das beschleunigte Verfahren darf maximal drei Monate dauern. Sollte das BAMF in diesem Zeitraum 

keine Entscheidung getroffen haben, greift das Beschäftigungsverbot nach § 61 Abs. 1 Satz 5 AsylG 

nicht mehr, die Nebenbestimmung zur Erwerbstätigkeit ist entsprechend zu ändern.  

 

3. Zu § 61 Abs. 2 Satz 4 AsylG – Personen aus sicheren Herkunftsstaaten 

Nach Art. 17 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2024/1346 ist Antragsteller*innen spätestens sechs Monate 

nach Registrierung des Antrags auf internationalen Schutz Zugang zum Arbeitsmarkt zu gewähren, 

sofern bis zu diesem Zeitpunkt noch keine Verwaltungsentscheidung ergangen ist und die 

Verzögerung nicht von der antragstellenden Person verursacht wurde. 

Die in Art. 17 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2024/1346 vorgesehene Höchstdauer des Ausschlusses vom 

Arbeitsmarktzugang von sechs Monaten wurde in § 61 Abs. 2 Satz 4 AsylG nicht ausdrücklich 

berücksichtigt. Die Vorschrift ist daher unionsrechtskonform anzuwenden. Wenn das BAMF 

innerhalb von sechs Monaten nach Registrierung des Antrags auf internationalen Schutz noch keine 

Entscheidung getroffen hat und die Verzögerung nicht auf Umständen beruht, die der betreffenden 

Person zuzurechnen sind, kommt ein Ausschluss vom Arbeitsmarktzugang nicht mehr in Betracht. 

Die Nebenbestimmung zur Erwerbstätigkeit ist entsprechend zu ändern.  

 

II. Personen mit Duldung 

1. Zu § 61 Abs. 1 Satz 9 AsylG – Wegfall der Wartefrist bei Vorbeschäftigung 

Bei Personen mit einer Duldung nach § 60a AufenthG, die weiterhin verpflichtet sind, in einer 

Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, entfällt die Wartefrist für die Aufnahme einer Beschäftigung, 

wenn ihnen während des vorangegangenen Asylverfahrens bereits einmal die Ausübung einer 

Beschäftigung erlaubt worden ist. 
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Dies gilt auch dann, wenn die zuvor erlaubte Beschäftigung zum Zeitpunkt des Erlöschens der 

Aufenthaltsgestattung nicht mehr ausgeübt wurde. Maßgeblich ist allein, dass während des 

Asylverfahrens bereits eine Beschäftigungserlaubnis erteilt worden war. 

 

2. Zu § 61 Abs. 1 Satz 6 AsylG – Anwendbarkeit des § 60a Abs. 6 AufenthG 

§ 61 Abs. 1 Satz 6 AsylG enthält keine Verweisung auf die Beschäftigungsverbote des § 60a Abs. 6 

AufenthG. 

Mangels ausdrücklicher gesetzlicher Regelung finden die Beschäftigungsverbote des § 60a Abs. 6 

AufenthG auf Personen mit einer Duldung nach § 60a AufenthG, die weiterhin in einer 

Aufnahmeeinrichtung wohnen, keine Anwendung. Dies betrifft insbesondere die 

Beschäftigungsverbote für Staatsangehörige sicherer Herkunftsstaaten nach §§ 29a und 29b AsylG 

sowie nach Artikel 62 Abs. 1 bis 1b der Verordnung (EU) 2024/1348 in Verbindung mit Anlage II (EU-

weite Liste). 

 

3. Zu § 61 Abs. 1 Satz 6 AsylG und § 60a Abs. 5b AufenthG – Ermessensausübung 

In Fällen, in denen konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung bevorstehen, hat die 

Ausländerbehörde über die Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis nach pflichtgemäßem 

Ermessen zu entscheiden.1  

Die Ermessensentscheidung ist unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls zu treffen und 

nachvollziehbar zu begründen. Dabei sind insbesondere die Dauer des bisherigen Aufenthalts, 

bestehende Integrationsleistungen sowie das öffentliche Interesse an der Generierung von Steuern 

und Sozialversicherungsabgaben zu berücksichtigen. 

 

4. Zu § 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 AufenthG – selbst zu vertretende Abschiebungshindernisse 

Eine Versagung der Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis wegen eines selbst zu vertretenden 

Abschiebungshindernisses setzt voraus, dass die Unmöglichkeit der Abschiebung ausschließlich auf 

Umständen beruht, die von der betroffenen Person zu vertreten sind.  

Dies gilt insbesondere für Fälle falscher Angaben zur Identität oder Staatsangehörigkeit sowie für 

Verletzungen von Mitwirkungspflichten bei der Passbeschaffung. Liegen daneben weitere, von der 

 
1 Vgl. VG Augsburg, Urteil vom 27. März 2024 – Au 6 K 24.122. 
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betroffenen Person nicht zu vertretende Gründe vor, die einer Abschiebung entgegenstehen, greift 

das Beschäftigungsverbot nach § 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 AufenthG nicht.2 

Die Ausländerbehörde hat zudem eine Anstoß- und Hinweispflicht. Sie hat der betroffenen Person 

konkret und nachvollziehbar aufzuzeigen, welche Handlungen zur Erfüllung der 

Mitwirkungspflichten erforderlich sind und in welchem Umfang diese erwartet werden. Dies gilt 

jedenfalls dann, wenn sich ein bestimmtes Verhalten nicht bereits aufdrängen muss. Denn die 

Ausländerbehörde ist aufgrund ihrer organisatorischen Überlegenheit und besonderen Sachnähe 

regelmäßig besser in der Lage, bestehende Möglichkeiten zur Passbeschaffung zu erkennen und die 

erforderlichen Schritte zu konkretisieren. Eine Verletzung von Mitwirkungspflichten kann daher 

grundsätzlich erst dann angenommen werden, wenn die betroffene Person zuvor hinreichend 

konkret über ihre Mitwirkungspflichten informiert worden ist und ihr die Erfüllung der geforderten 

Handlungen möglich und zumutbar war.3  

 

5. Zu §§ 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 3; 104 Abs. 18 Nr. 2 AufenthG 

Nach der Übergangsregelung zur Ausweitung der Beschäftigungsverbote auf Personen aus sicheren 

Herkunftsstaaten nach der EU-weiten Liste nach Art. 61 ff. Asylverfahrensverordnung (Anhang II) 

sind Personen ausgenommen, die sich am 06.05.2025 geduldet in Deutschland aufgehalten haben.  

Aufgrund des Erst-Recht-Schlusses gilt die Übergangsregelung auch für Personen, die sich am 
06.05.2025 mit einer Aufenthaltsgestattung oder einem Aufenthaltstitel in Deutschland aufgehalten 
haben. Die anderenfalls eintretende Schlechterstellung von Personen mit einem Aufenthaltsrecht 
gegenüber vollziehbar ausreisepflichtigen Personen lässt sich dem Gesetzeszweck der Übergangs-
regelung nicht entnehmen. 
 
Nach der o.g. Übergangsregelung sind auch Personen ausgenommen, die am 11.06.2026 im Besitz 

einer Erlaubnis zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit waren.  

Damit knüpft die Übergangsregelung an den Besitz einer Beschäftigungserlaubnis am 11.06.2026 

an. Ein bestehendes Arbeitsverhältnis ist nicht erforderlich. Erfasst sind daher auch Personen, deren 

Arbeitsverhältnis beendet wurde oder gegenwärtig nicht ausgeübt wird (z. Bsp. Mutterschutz, 

Elternzeit), sofern die Beschäftigungserlaubnis am Stichtag weiterhin bestand. 

 
 

 
2 Vgl. Anlage zum Erlass des MKFFI NRW vom 04. August 2020 Anwendungshinweise des Bundesministeriums des Innern, für Bau 
und Heimat zu § 60b des Aufenthaltsgesetzes vom 14.04.2020 - mit NRW-spezifischen Ergänzungen, Nr. 1.9. 
3 Vgl. OVG Bln Bbg, 7.11.2019 - OVG 3 S 111.19. Rn. 5; BayVGH 2.5.2019 - 10 CE 19.273, Rn. 6; OVG LSA 18.9.2019 - 2 M 79/19, S. 7. 
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Anwendung findet die Übergangsregelung auch auf die Fälle, in denen eine Beschäftigungserlaubnis 

vor dem 11.06.2026 bereits beantragt wurde, wenn zu diesem Zeitpunkt keine Versagungsgründen 

vorlagen. Eine Verzögerung der Antragsbearbeitung kann nicht zulasten der Antragstellenden 

gehen.  

Wenn vor dem 11.06.2026 zwar noch keine Beschäftigungserlaubnis beantragt, aber bereits ein 

Arbeits- oder Ausbildungsvertrag abgeschlossen wurde, haben neben den Arbeitnehmer*innen 

auch die Arbeitgeber*innen im Vertrauen auf den Fortbestand der bisherigen Rechtslage rechtliche 

und wirtschaftliche Dispositionen getroffen, an die sie gebunden sind. In diesen Fällen ist vor allem 

die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG zu prüfen. Dabei stellt das 

schützenswerte Vertrauen auf den Fortbestand des Arbeitsmarktzugangs einen zentralen Aspekt 

bei der Anwendung der bestehenden Auslegungs- und Ermessensspielräume dar.        
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